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Beschlussempfehlung und Bericht 
des Ausschusses für Recht und Verbraucherschutz (6. Ausschuss)  

zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 

– Drucksache 19/9507 – 

Entwurf eines Gesetzes  
zu dem Zusatzprotokoll vom 22. Oktober 2015 
zum Übereinkommen des Europarats vom 16. Mai 2005 zur Verhütung des 
Terrorismus 

A. Problem 

Die Bundesregierung strebt die Ratifizierung des von der Bundesrepublik 
Deutschland unterzeichneten Zusatzprotokolls vom 22. Oktober 2015 zum Über-
einkommen des Europarats vom 16. Mai 2005 zur Verhütung des Terrorismus an. 

Das Zusatzprotokoll ergänze zum einen die strafrechtlichen Regelungen des 
Übereinkommens des Europarats vom 16. Mai 2005 zur Verhütung des Terroris-
mus, insbesondere mit Blick auf die vom Sicherheitsrat der Vereinten Nationen 
am 24. September 2014 verabschiedete Resolution 2178 (2014). Diese Resolution 
befasse sich mit spezifischen Gefahren, die von ausländischen terroristischen 
Kämpfern („Foreign Terrorist Fighters“) ausgingen. Vor diesem Hintergrund soll-
ten die Vertragsparteien nach dem Zusatzprotokoll in ihrem nationalen Recht ver-
schiedene entsprechende Straftatbestände vorsehen. Zum anderen ziele das Zu-
satzprotokoll auf eine Stärkung und Erleichterung des Austausches von Informa-
tionen zwischen den Vertragsparteien über Personen, die Auslandsreisen für ter-
roristische Zwecke unternehmen würden. Zu diesem Zweck solle jede Vertrags-
partei eine Kontaktstelle bestimmen, die an sieben Wochentagen 24 Stunden täg-
lich zur Verfügung stehe. 

Durch das vorliegende Gesetz sollen die Voraussetzungen nach Artikel 59 Ab-
satz 2 Satz 1 des Grundgesetzes für die Ratifizierung des Zusatzprotokolls ge-
schaffen werden. 
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B. Lösung 

Annahme des Gesetzentwurfs in unveränderter Fassung mit den Stimmen 
der Fraktionen der CDU/CSU, SPD und AfD gegen die Stimmen der Frak-
tion DIE LINKE. bei Stimmenthaltung der Fraktionen FDP und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN. 

C. Alternativen 

Keine. 

D. Kosten 

Wurden im Ausschuss nicht erörtert. 
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Beschlussempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf auf Drucksache 19/9507 unverändert anzunehmen. 

Berlin, den 15. Mai 2019 

Der Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 

Stephan Brandner 
Vorsitzender 

Ingmar Jung 
Berichterstatter 

Dr. Johannes Fechner 
Berichterstatter 

Tobias Matthias Peterka 
Berichterstatter 

Dr. Jürgen Martens 
Berichterstatter 

Gökay Akbulut 
Berichterstatterin 

Canan Bayram 
Berichterstatterin 
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Bericht der Abgeordneten Ingmar Jung, Dr. Johannes Fechner, Tobias Matthias 
Peterka, Dr. Jürgen Martens, Gökay Akbulut und Canan Bayram 

I. Überweisung 

Der Deutsche Bundestag hat die Vorlage auf Drucksache 19/9507 in seiner 98. Sitzung am 9. Mai 2019 beraten 
und an den Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz zur federführenden Beratung und an den Ausschuss für 
Inneres und Heimat, den Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe sowie an den Ausschuss für die 
Angelegenheiten der Europäischen Union zur Mitberatung überwiesen. 

II. Stellungnahmen der mitberatenden Ausschüsse 

Der Ausschuss für Inneres und Heimat hat die Vorlage auf Drucksache 19/9507 in seiner 55. Sitzung am 
15. Mai 2019 beraten und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, AfD und FDP gegen 
die Stimmen der Fraktion DIE LINKE. bei Stimmenthaltung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN die An-
nahme des Gesetzentwurfs. 

Der Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe hat die Vorlage auf Drucksache 19/9507 in seiner 
33. Sitzung am 15. Mai 2019 beraten und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, AfD 
und FDP gegen die Stimmen der Fraktion DIE LINKE. bei Stimmenthaltung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN die Annahme des Gesetzentwurfs. 

Der Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union hat die Vorlage auf Drucksache 19/9507 in 
seiner 36. Sitzung am 15. Mai 2019 beraten und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, 
AfD und FDP gegen die Stimmen der Fraktion DIE LINKE. bei Stimmenthaltung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN die Annahme des Gesetzentwurfs. 

Der Parlamentarische Beirat für nachhaltige Entwicklung hat sich mit der Vorlage auf Drucksache 19/9507 
in seiner 22. Sitzung am 8. Mai 2019 befasst und festgestellt, dass eine Nachhaltigkeitsrelevanz des Gesetzent-
wurfs nicht gegeben sei. Die Darstellung der Nachhaltigkeitsprüfung sei plausibel, eine Prüfbitte sei daher nicht 
erforderlich. 

III. Beratungsverlauf und Beratungsergebnisse im federführenden Ausschuss 

Der Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz hat die Vorlage auf Drucksache 19/9507 in seiner 51. Sitzung 
am 15. Mai 2019 beraten. Er empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, SPD und AfD gegen die 
Stimmen der Fraktion DIE LINKE. bei Stimmenthaltung der Fraktionen FDP und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
die Annahme des Gesetzentwurfs in unveränderter Fassung. 

Berlin, den 15. Mai 2019 

Ingmar Jung 
Berichterstatter 

Dr. Johannes Fechner 
Berichterstatter 

Tobias Matthias Peterka 
Berichterstatter 

Dr. Jürgen Martens 
Berichterstatter 

Gökay Akbulut 
Berichterstatterin 

Canan Bayram 
Berichterstatterin 
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